
Peter Forstmoser

Die Verantwortlichkeit

des Revisors
Neue Entwicklungen in Gesetzgebung und Rechtsprechnng [1]

Das aktienrechtliche Verantwortlichkeitsrecht sieht

eine solidarische Haftung aller verantwortlichen
Organe einschliesslich der Revisionsstelle vor. Der
folgende Beitrag zeigt auf wie die Tragweite dieser
Solidarität durch das revidierte Aktienrecht, aber auch
durch Entwicklungen in der neueren Gerichtspraxis,
präzisiert wird.

1. Das Haftnngsrisiko des
Revisors

1.1 Die Rechtswirklichkeit der

Verantwortlichkeitsklagen

a) Die Zahl der Verantwortlichkeitskla
gen gegen aktienrechtliche Organe ist in
den letzten zwei Jahrzehnten sprung
haft angestiegen. Die publizierten Ge
richtsentscheide widerspiegeln diese
Entwicklung nur unvollkommen, wer
den doch die weitaus meisten Ausein

andersetzungen durch Vergleich erle
digt - sei es schon im Vorfeld der Kla
geeinleitung, sei es nach dem ersten
oder zweiten Schlagabtausch. Sodann
spielt auch die schiedsgerichtliche
Beurteilung, die der Öffentlichkeit ver
borgen bleibt, eine bedeutsame Rolle.

b) Häufig sind zwei Konstellationen:

- Die Überschuldung der Gesell
schaft, die zum Konkurs oder zu ei

nem Nachlassverfahren geführt hat:
Kommen Gläubiger wegen der Zah
lungsunfähigkeit einer AG zu Scha
den, dann gehört der Versuch, sich
bei den Organen zumindest teilweise
schadlos zu halten, mittlerweile zur

Routine.

Der Unternehmenskauf: Investoren,
die sich im nachhinein in ihren Er

wartungen enttäuscht sehen, versu
chen nicht selten, die Organe der
übernommenen Gesellschaft ins

Recht zu fassen mit der Begründung,
durch falsche oder ungenügende Aus
künfte und Unterlagen (einschliess
lich des Revisionsberichts) irrege
führt worden zu sein.
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1.2 Die besondere Stellung der
Revisionsstelle

a) Nur ganz ausnahmsweise wird dabei
die Revisionsstelle allein angegriffen.
Fast immer aber sitzt sie mit im Boot

der Beklagten, und oft wird gegen sie
besonders hartnäckig vorgegangen.
Dies nicht etwa, weil ihr Verschulden
als besonders gross erschiene, sondern
vielmehr, weil die Aussichten, schliess-
lich zu Geld zu kommen, bei ihr oft bes
ser stehen als bei den Mitgliedern des
Verwaltungsrates und der Geschäfts
leitung. Es ist dies weniger eine Folge
der wirtschaftlichen Potenz der Revi

sionsstellen selber als davon, dass pro
fessionell tätige Revisionsgesellschaf
ten regelmässig und in beträchtlicher
Höhe versichert sind [2]. Auch sind der
vorbehaltlose Revisionsbericht (vgl.
GR 729 1) oder die Unterlassung einer
Benachrichtigung des Richters trotz
angeblich offensichtlicher Überschul
dung (vgl. OR 729b II) Fakten, die sich
leicht nachweisen lassen.

b) Im Vergleich zu den Exekutivor
ganen -Verwaltungsrat und Geschäfts
leitung - kommt den Revisoren in ver
schiedener Hinsicht eine Sonderstel

lung zu:

- Ist die Revisionsstelle verantwort

lich, dann regelmässig im Verbund
mit anderen Organpersonen: Durch
die Verletzung von Revisionsaufga
ben allein wird nie Schaden entste

hen: Ungenügende Prüfung oder
Berichterstattung führen nur dann
zu einem Schaden bzw. seiner Ver-

grösserung, wenn dadurch die schä
digende Pflichtverletzung eines
anderen Organs nicht oder zu spät
hatte aufgedeckt werden können [3].

- Die Revisionsstelle ist sodann - an

ders als Verwaltungsrat, Geschäfts-
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leitung und allenfalls die Liquidato
ren - nicht permanent, sondern nur
in einzelnen, vergleichsweise kurzen
Zeiträumen in der AG tätig, nämlich
bei der Abschlussprüfung (OR 728),
der Konzernprüfung (OR 731a) so
wie einer allfälligen Zwischenab-
schlussprüfung, bei der Gründungs-
(OR 635a), Kapitalerhöhungs- (OR
652f I, 653f I, 653i I) und Kapital
herabsetzungsprüfung (OR 653 II),
der Aufwertungs- (OR 670 II) und
Überschuldungsprüfung (OR 725 II)
sowie bei der Prüfung vor der vor
zeitigen Verteilung des Vermögens
nach abgeschlossener Liquidation
(OR 745 III) und vor der Sitzverle
gung einer AG vom Ausland in die
Schweiz (Bundesgesetz über das In
ternationale Privatrecht Art. 162 III).

Dazu kommt, dass die Revisionsstel
le - jedenfalls in den wichtigsten
Revisionstätigkeiten der Abschluss-
und der Konzernprüfung - erst post
festum tätig werden kann. Die Prü
fung erfolgt nach Abschluss des Ge
schäftsjahres, die Berichterstattung
meist noch Monate danach. Ein schä

digender Umstand kann sich daher
schon monate-, ja jahrelang ausge
wirkt haben, ohne dass die Revi
sionsstelle - auch bei sorgfältigster
Pflichterfüllung - hätte aktiv werden
können.

■ Auch kommen der Revisionsstelle

nur beschränkte Aufgaben zu, im
wesentlichen solche der Prüfung und
Berichterstattung. Mit zwei Ausnah
men - Einberufung der Generalver
sammlung bei Untätigkeit des Ver
waltungsrates (OR 699 I) und Be
nachrichtigung des Richters bei
offensichtlicher Überschuldung (OR
729b II) - hat die Revisionsstelle we
der eine Pflicht noch auch nur ein

Recht, Geschäftsführungshandlun
gen vorzunehmen. Sie kann daher
meist nicht direkt eingreifen, festge
stellte Unregelmässigkeiten nicht
selber korrigieren und auch nicht
entsprechende Weisungen an andere
Organe erteilen.

Charakteristisch für Pflichtwidrig
keiten der Revisionsstelle ist es end

lich, dass diese kaum je in einem Tun,
sondern fast immer in einer Unterlas
sung bestehen [4].

1.3 Solidarität, aber vermehrte

Berücksichtigung der
Sonderstellung der Revisoren

a) Trotz dieser Besonderheiten hat das
revidierte Aktienrecht - bewusst und

aufgrund einer intensiven politischen
und wissenschaftlichen Auseinander

setzung - an der Solidarität aller ver
antwortlichen Organe einschliesslich
der Revisionsstelle ausdrücklich fest

gehalten (vgl. OR 7591).

b) Immerhin wird die Tragweite der
Solidarität im revidierten Recht präzi
siert. Weitere Präzisierungen und Ein
schränkungen ergeben sich aus der
neueren Gerichtspraxis. Insgesamt er
scheinen mit Bezug auf die Haftung der
Revisionsstelle Modifikationen durch

sem Verhalten und dem Schaden muss

also ein natürlicher Zusammenhang,
eine Beziehung von Ursache und Wir
kung, bestehen [5]. Ein solcher natürli
cher Kausalzusammenhang «ist immer
dann gegeben, wenn das fragliche Ver
halten nicht weggedacht werden kann,
ohne dass auch der eingetretene Erfolg
entfiele» [6]. Hätte auch ein pflicht-
gemässes Verhalten Schaden nicht ver
hindern können, dann fehlt es am
natürlichen Kausalzusammenhang [7].

Keineswegs erforderlich ist jedoch,
dass der Schädiger die alleinige Ursa
che des Schadens gesetzt hat. Vielmehr
wird er auch dann grundsätzlich ver
antwortlich, wenn er lediglich eine - für
den Schadenseintritt notwendige - Teil
ursache zu verantworten hat [8]. Es ist

«Die Zahl der Verantwortlichkeitsklagen gegen
aktienrechtliche Organe ist in den letzten zwei Jahr

zehnten sprunghaft angestiegen.»

den Gesetzgeber bzw. die Gerichte vor
allem in den folgenden drei Bereichen
bedeutsam:

- bei der Beurteilung des Kausalzu
sammenhangs (dazu Ziff. 2.),

- in der Berücksichtigung des geringen
Verschuldens bei Solidarität (dazu
Ziff. 3.)

- und schliesslich neuestens mit Bezug
auf die Haftung gegenüber Investo
ren und Kreditgebern (dazu Ziff. 5.).

2. Präzisere Analyse des
Kausalzusanmienhangs

2.1 Unveränderte gesetzliche
Grnndlagen

a) Schadenersatz kann - das aktien
rechtliche Verantwortlichkeitsrecht un

terscheidet sich darin nicht vom allge
meinen Haftpflichtrecht - nur geltend
gemacht werden, wenn ein Schaden auf
ein pflichtwidrig schuldhaftes Verhal
ten zurückzuführen ist. Zwischen die-

dies eine für Pflichtverletzungen der
Revisionsstelle typische Situation, da
ihr Verhalten wie erwähnt regelmässig
erst im Verbund mit vorangegangenen
Pflichtwidrigkeiten anderer Organper
sonen zu einem Schaden führt [9].

b) Die natürliche Kausalität, die dem
naturwissenschaftlichen Ursachenbe

griff entspricht, wird zwar vom Recht
übernommen, für dessen Bedürfnisse
aber eingeschränkt, «um für die recht
liche Verantwortlichkeit tragbar zu
sein und eine vernünftige Begrenzung
der Haftung zu ermöglichen» [10]. Die
se Einschränkung wird durch das Er
fordernis eines adäquaten Kausalzu
sammenhangs erreicht [II]:

Nach der vom Bundesgericht u. a. im
Entscheid 113 II 57 speziell für die ak
tienrechtliche Verantwortlichkeit wie

derholten Formel gilt ein Ereignis dann
als adäquate Ursache eines Erfolgs,
«wenn es nach dem gewöhnlichen Lauf
der Dinge und nach der Erfahrung des
Lebens geeignet war, einen Erfolg von
der Art des eingetretenen herbeizu-



Peter Forstmoser, Die Verantwortlichkeit des Revisors

führen, so dass der Eintritt dieses Er
folgs durch jenes Ereignis allgemein
begünstigt erscheint...» [12]. Ob ein
natürlicher Kausalzusammenhang als
adäquat (und damit grundsätzlich haf
tungsbegründend) erscheint, beruht
somit auf einem Werturteil [13].

Auch am Erfordernis eines adäqua
ten Kausalzusammenhangs hat sich im
Zuge der Aktienrechtsreform nichts
geändert.

c) Charakteristisch für Pflichtwidrig
keiten der Revisionsstelle ist - wie

ebenfalls erwähnt - weiter, dass sie
meist in einer Unterlassung bestehen:
Notwendige Prüfungen werden nicht
vorgenommen, festgestellte Mängel
nicht gerügt, der Gang zum Richter
wird unterlassen.

Zwischen einer pflichtwidrigen Un
terlassung und dem Eintritt eines Scha
dens gibt es aber keinen natürlichen
Kausalzusammenhang, da ein «Nichts»
nicht Ursache eines Schadens sein

kann [14].

Ob im Rechtssinne von einem «Kau

salzusammenhang» zwischen einer
Unterlassung und einem Schaden aus
zugehen ist, kann daher nur aufgrund
einer Hypothese beurteilt werden: Es
ist zu fragen, ob ein Schaden eingetre
ten wäre, wenn an der Stelle der Un
terlassung ein korrektes, pflichtgemäs-
ses Handeln gestanden hätte. Zur
Feststellung dieser «hypothetischen
Kausalität» [15] ist in der Regel auf die
allgemeine Lebenserfahrung abzustel
len [16].

Bezüglich dieses Sonderfalls des
«Kausalzusammenhangs» bei Unter
lassungen blieb es auf der Stufe der Ge
setzgebung ebenfalls beim alten.

2.2 Sorgfältigere Gerichtspraxis

Trotz unveränderter gesetzlicher Basis
zeigt sich in der neueren Gerichtspraxis
zur Kausalität im Rahmen der aktien

rechtlichen Verantwortlichkeit eine

Gewichtsverschiebung in zweierlei
Hinsicht:

a) So wurden in früheren aktien
rechtlichen Entscheiden an die Ad-

äquanz keine hohen Anforderungen
gestellt [17]. Vgl. etwa BGE 93 II 29,
wo betont wird, es komme «auf die all
gemeine Eignung der fraglichen Ursa
chen an, Wirkungen der eingetretenen
Art herbeizuführen...» und es seien die

Pflichtverletzungen der Beklagten «all
gemein geeignet, zur Vergrösserung des
Schadens beizutragen» [18]. Explizit ist
sodann der in ST 59 (1985) 75 ff wieder
gegebene Entscheid des Berner Appel
lationshofes, wonach «in Fällen aktien
rechtlicher Verantwortlichkeit... der

Richter... nicht einen strengen, absolu
ten Beweis des Kausalzusammenhan

ges zu fordern» habe [19].

Dagegen zeigt sich in neueren kanto
nalen und höchstrichterlichen Ent

scheiden eine erfreuliche Tendenz zur

Differenzierung in der Beurteilung von
Kausalität und Adäquanz, wobei die
Gerichte oft schon bei der natürlichen

Kausalität ansetzen, die sie aufgrund
sorgfältiger tatbeständlicher Analysen
abklären. An die Stelle pauschaler
Wertungen tritt so eine Berücksichti
gung aller konkreten Umstände, und
es wird der Kausalzusammenhang
dann verneint, wenn aufgrund der all
gemeinen Lebenserfahrung im konkre
ten Fall der Schaden auch durch ein

korrektes Verhalten höchstwahr-

3. Berücksichtigung des
geringen Verschuldens

einzelner Verantwortlicher

3.1 Beibehaltung, aber
«Differenzierung» der Solidarität
im revidierten Aktienrecht

a) Das aktienrechtliche Verantwort
lichkeitsrecht bekennt sich zur Solida

rität als einem «ungeschriebenen Fun
damentalgrundsatz des Haftpflicht
rechts» [22]: Nach GR 759 I haften
mehrere für einen Schaden ersatz

pflichtige Personen «solidarisch». Zwi
schen solidarisch Haftenden besteht

Gesamtschuldnerschaft, d. h. es muss je
der von ihnen voll für die ganze Forde
rung eintreten, bis diese getilgt ist [23].

Unter den aktienrechtlichen Orga
nen kommt der Revisionsstelle - wie

vorstehend gezeigt - eine Sonderstel
lung zu, die sie von den Exekutivorga
nen unterscheidet. Im Zuge der Ak
tienrechtsreform wurde daher von

Vertretern des Standes der Revisoren

verlangt, es sei die Solidarität zwischen
der Revisionsstelle und den Exe

kutivorganen aufzuheben [25]. Diese
Postulate sind jedoch nicht durchge
drungen.

<Trotz der Sonderstellung der Revisionsstelle hält das
revidierte Aktienrecht an der solidarischen Haftung

aller verantwortlichen Organe einschliesslich
der Revisionsstelle ausdrücklich fest.»

scheinlich nicht hätte verhindert wer

den können [20].

b) Eine differenzierte Beurteilung -
die Berücksichtigung der konkreten
Umstände anstelle einer pauschalen
Verweisung auf die allgemeine Lebens
erfahrung - ist insbesondere im Hin
blick auf die hypothetische Kausalität
festzustellen [21]. Aus der Sicht der
Revisoren ist diese Tendenz nur zu

begrüssen, kann doch dadurch ihrer
Sonderstellung besser Rechnung getra
gen werden.

Das revidierte Aktienrecht behält

vielmehr die Solidarität zwischen allen

Verantwortlichen bei. Immerhin macht

es das Erfordernis einer Differenzie
rung zwischen Exekutivorganen und
Prüforgan deutlicher:

- Die Grundlage für die Haftung für
Verwaltung, Geschäftsführung und
Liquidation einerseits und für die
Haftung aus Revisionstätigkeit auf
der anderen Seite ist nun in zwei ver

schiedenen Gesetzesartikeln (GR
754,755) verankert.
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- Vor allem aber sieht OR 759 I aus

drücklich eine sog. «differenzierte»
[26] Solidarität vor, die sich zwar
nicht nur, aber insbesondere auch

zugunsten der Revisionsstelle aus
wirken kann:

b) Nach Art. 759 I des revidierten
Rechts haftet jede von mehreren er
satzpflichtigen Organpersonen (nur)
«insoweit mit den anderen solida

risch..., als ihr der Schaden aufgrund
ihres eigenen Verschuldens und der
Umstände persönlich zurechenbar ist».
Durch diese Formulierung wird - ent
gegen der bisherigen Bundesgerichts
praxis [27] - klargestellt, dass sich jeder
Verantwortliche auf einen für ihn per
sönlich geltenden Reduktionsgriind für
seine Schadenersatzpflicht - insbeson
dere auf sein leichtes Verschulden - be

rufen kann. Es entspricht dies der all
gemeinen Regel von OR 43 I, wonach
sich die Höhe des Schadenersatzes ins

besondere nach der «Grösse des Ver

schuldens» eines Haftpflichtigen be
stimmt und daher bei bloss leichtem

Verschulden eine Herabsetzung der
Schadenersatzpflicht geboten ist.

3.2 Anwendungsbereich der
«differenzierten» Solidarität

tienrecht anwendbar sei, seien daher

die Kriterien des revidierten Art. 7591-

solidarische Haftung nur insoweit, als
der Schaden aufgrund des eigenen
Verschuldens und der Umstände per
sönlich zurechenbar ist - zu beachten.

b) Für Bankaktiengesellschaften ent
hält das Bankengesetz selbständige
Verantwortlichkeitsbestimmungen, de
ren Anpassung an das revidierte Ak
tienrecht vergessen ging. Diese Bestim
mungen entsprechen dem bisherigen
Recht, sehen also nicht explizit eine
«differenzierte» Solidarität vor.

Da nun aber das Bundesgericht seine
Praxis zum früheren Aktienrecht geän
dert hat, ist anzunehmen, dass diese
Korrektur auch für die bankenrechtli
che Ordnung Wirkung hat. Auch bei
Bankaktiengesellschaften ist somit in

[33] - «die Crux der Revisionshaf
tung in rechtlicher Hinsicht nicht so
sehr in der Solidarität als vielmehr,
und zwar in besonders gefährlicher
Weise, in einer Verkennung des in
Art. 728 OR bewusst eingegrenzten
Aufgabenbereichs der Kontrollstel
le, in einer darauf beruhenden Ver
kennung der entsprechend einge
grenzten Aussagetragweite des Kon
trollstellberichts [34] und als weitere
Folge davon in einer Überdehnung
des Begriffs der Adäquanz».

Und schliesslich ist erneut darauf

hinzuweisen, dass gegen die Re
visionsstelle oft deshalb schwer

gewichtig vorgegangen wird, weil
«bei Unternehmenszusammen

brüchen oftmals die Kontrollstelle

noch der einzig Habhafte im Kreis
der möglichen Verantwortlichen und

«Neuere Gerichtsentscheide zeugen von einer sorg
fältigeren Abklärung der adäquaten Kausalität, und
ein jüngstes Urteil des Bundesgerichts hat das Klage
recht von Gläubigem aus unmittelbarer Schädigung

ganz allgemein deutlich eingeschränkt.»

a) Die Berücksichtigung des individu
ellen (geringen) Verschuldens ist im
Zuge der Aktienrechtsreform gesetz
lich festgeschrieben worden. Doch
wollte der Gesetzgeber durch die Neu
formulierung von OR 759 eigentlich
kein neues Recht schaffen, sondern
vielmehr eine verfehlte Rechtsanwen
dung durch das Bundesgericht [28] kor
rigieren [29]. Der Gesetzgeber hat also
nicht eine neue Regel aufgestellt, son
dern nur imperativ festgelegt, wie er
den Begriff «Solidarität» im aktien
rechtlichen Verantwortlichkeitsrecht

verstanden haben will [30].

Das Bundesgericht hat daraus die
Konsequenzen gezogen und in einem
Entscheid vom 11. Juni 1996 [31], der
noch nach altem Aktienrecht zu fällen

war, seine Praxis zum bisherigen Recht
geändert, wobei es ausführlich darauf
hinwies, dass im Zuge der Gesetzesre
vision diese frühere Praxis stark kriti

siert und für verfehlt erachtet worden

war. Auch dann, wenn noch altes Ak-

Verantwortlichkeitsprozessen dem ge
ringen Verschulden einzelner Verant
wortlicher Rechnung zu tragen.

4. Beurteilung und Tragweite
der neuen Ordnung

Der «Federstrich des Gesetzgebers» ist
im Interesse der Revisionsstellen nur

zu begrüssen, weil sie oft gemeinsam
mit Exekutivorganen eingeklagt wer
den, die ein weit grösseres Verschulden
trifft. Wunder wird man davon freilich

keine erwarten dürfen [32]:

- Zum einen ist der Schaden in Ver

antwortlichkeitsprozessen oft derart
hoch, dass auch eine Reduktion zu
folge geringen Verschuldens die
Schadenersatzpflicht nicht auf ein er
trägliches Mass zurückführt.

deshalb auch der lohnendste Beklag
te ist» [35].

5. Einschränkung der Haftung
gegenüber Investoren und

Kreditgebern

5.1 Das Problem

Enttäuschte Investoren oder Kreditge
ber richten nicht selten Vorwürfe an die

Revisionsstelle. Diese habe zu Unrecht

einen vorbehaltlosen Bestätigungsbe
richt abgegeben und man habe gestützt
darauf im Vertrauen auf die Gesund

heit und Bonität der Gesellschaft Ak

tien erworben oder Darlehen gewährt.
Daraus werden Ersatzansprüche für
einen übersetzten Kaufpreis oder ein
zufolge Konkurses nicht zurückbezahl
tes Darlehen abgeleitet.

- Vor allem aber liegt - wie Arthur Eine Haftung der Revisionsstelle bei
Hunziker schon 1984 ausgeführt hat Fehlentscheiden von Investoren und
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Kreditgebern ist zwar nicht schlechthin
von der Hand zu weisen, aber nur in

recht engen Grenzen zu bejahen. Dazu
- aus Platzgründen in aller Kürze [36] -
folgendes:

5.2 Schutzfunktion der Revisions

stelle zugunsten Dritter,
insbesondere künftiger Aktionäre
und Gläubiger

Vorab ist festzuhalten, dass nach kon

stanter - und meines Erachtens richti

ger, wenn auch in der Lehre [37] kei
neswegs einhellig geteilter - Gerichts
praxis [38] die Revisionsstelle ihre Auf
gaben (auch) zugunsten Dritter und
der Allgemeinheit erfüllt. Deshalb ist
davon auszugehen, dass auch Investo
ren sowie Kreditgeber und damit künf
tige Aktionäre und Gläubiger dieses
Organ grundsätzlich für Pflichtverlet
zungen verantwortlich machen kön
nen. Künftige Geldgeber sind qualifi
zierte Dritte, die ganz besonders des
Schutzes bedürfen.

Trotzdem dürfte Klagen von Investo
ren und Kreditgebern, die sich auf eine
angeblich ungenügende Berichterstat
tung der Revisionsstelle stützen, in der
Regel kein Erfolg beschieden sein, und
zwar aus zwei Gründen:

- wegen der beschränkten Aussage
kraft der Berichterstattung der Revi
sionsstelle (dazu Ziff. 5.3),

- vor allem aber wegen der Schranken,
die das Bundesgericht in einem neu
esten Grundsatzentscheid im Hin

blick auf die Geltendmachung des
direkten Schadens durch Gläubiger
aufgestellt hat (dazu Ziff. 5.4).

5.3 Beschränkte Aussagekraft
der Bertcbterstattung der
Revisionsstelle

a) In der betriebswirtschaftlichen wie
auch der juristischen Literatur ist in
neuerer Zeit vermehrt darauf hinge
wiesen worden, dass bezüglich der
Tätigkeit der Revisionsstelle und der
Aussagekraft ihrer Berichterstattung
oft falsche Erwartungen - ein «expec-
tation gap» - bestehen [39]. Die Revi
sionsstelle hat einen beschränkten

Prüfungsauftrag: Bei der Abschluss
prüfung hat sie abzuklären, «ob die
Buchführung und die Jahresrechnung

sowie der Antrag über die Verwendung
des Bilanzgewinnes Gesetz und Statu
ten entsprechen» (GR 728). Ihre Be
richterstattung hält sich im Rahmen
dieses Prüfungsauftrages, und sie ist da
her schlecht geeignet, um als Basis für
Investitions- und Kreditentscheide zu

dienen. Einige Hinweise:

- Dem Revisionsbericht kommt nur

die Funktion zu, summarisch über

die Prüfungstätigkeit zu berichten
[40], verbunden mit einer Stellung
nahme zur Gesetzes- und Statuten

konformität von Buchführung und
Jahresrechnung.

- Und auch die Prüfungsaufgabe selbst
ist - wie soeben erwähnt - be

schränkt: «Die Rechnungsprüfung
befasst sich ausschliesslich mit den

Büchern und dem Jahresabschluss;

sie prüft diese Gegenstände einzig
unter dem Gesichtspunkt der Lega
lität» [41].

- Soweit nicht die Gefahr einer Über-
schuldung besteht, braucht die Revi
sionsstelle sodann kein Urteil über

die finanzielle Lage der Gesellschaft
abzugeben und ebensowenig die
Vermögensstruktur - etwa hinsicht
lich der Liquidität, des Verhältnisses
von Eigen- und Fremdkapital oder
von Anlage- und Umlaufvermögen -
zu analysieren.

- Der Revisionsstelle obliegt keine all
gemeine Pflicht zur Überwachung
der Geschäftsführung [43], und
schon gar nicht hat sie über deren
Leistungen ein Urteil abzugeben.

- Und schliesslich ist die Abschluss

prüfung vergangenheitsorientiert,
befasst sie sich mit der Situation des

letzten Geschäftsjahres, weshalb der
Bestätigungsbericht allenfalls nicht
aktuell ist und jedenfalls keine Aus
sage für die Zukunft enthält.

Aus all dem folgt, dass aus dem Be
richt der Revisionsstelle «nicht auf die

Gesundheit des Unternehmens oder

auf die Qualität der Geschäftsführung
geschlossen» werden kann [44] und
noch weniger auf die Zukunftschancen
einer Gesellschaft. Zu den Kriterien,

die den Investor und den Kreditgeber
in erster Linie interessieren, nimmt

die Revisionsstelle daher gerade nicht
Stellung.

b) Eignet sich der Revisionsbericht -
jedenfalls für sich allein oder in Verbin
dung nur mit einer Jahresrechnung, die
sich auf die gesetzlichen Mindesterfor
dernisse beschränkt - nicht für die Be

urteilung der finanziellen Gesundheit
und der Zukunftschancen eines Unter

nehmens, dann dürften Schadenersatz
ansprüche gestützt auf zu Unrecht vor
behaltlose Revisionsberichte in der

Regel auszuschliessen sein:

- Zunächst wird man oft schon den

Kausalzusammenhang verneinen.
Dies jedenfalls dann, wenn ein Inve
stor oder Kreditgeber vor seinem
Entscheid auf nähere Abklärungen
überhaupt verzichtet hat, aber auch
dann, wenn er keinen Einblick in den
Bestätigungsbericht und den allfälli
gen Erläuterungsbericht nahm oder
nehmen konnte [45].
Ebenso ist ein Kausalzusammen

hang zu verneinen, wenn der Inve
stor in der Lage war, sich über die In-
terna der Gesellschaft selbst umfas

send zu informieren, wie dies etwa im
Rahmen eines «Due Diligence»-Ver
fahrens möglich ist.

- Sodann ist es einem Kreditgeber
oder Investor als Selbstverschulden

anzurechnen, wenn er sich aus
schliesslich auf die offizielle Jahres

rechnung einer Gesellschaft und den
vorbehaltlosen Bestätigungsbericht
der Revisionsstelle verliess [46] und
er sich überdies nicht durch Garan

tien oder andere angemessene Si
cherheitsleistungen absicherte.

c) Am Rande sei erwähnt, dass der
neue Standardtext für den Revisions

bericht [47] durch Hinweise auf die be
schränkte Prüfungstätigkeit der Revi
sionsstelle übermässigen Erwartungen
in die Aussagekraft des Berichts ent
gegenwirkt.

5.4 Bundesgerichtliche Schranken
für die Geltendmachung unmittel
baren Aktionärs- und Gläubiger
schadens

a) In einem neuesten Grundsatzurteil-
BGE122 III 176 ff - setzt sich das Bun

desgericht ausführlich mit dem direk-


